
Die Tagespost ñ20. Januar 2022

743 Wirtschaft & Soziales
KOLUMNE

Selbstbestimmung

ist nicht grenzenlos

i
„Forbes“: Jeff Bezos und Co. verdoppelten ihre Vermögen während der Pandemie zum Teil V O N S T E FA N A H R E N S
V O N P E T E R S C H A L L E N B E R G

Mit mächtigen Schritten geht die Ampel-
Koalition voran auf dem Weg der Libera-
lisierung im Abtreibungsrecht und in der
Familienpolitik. Das geschieht zumeist,
wie Daniel Deckers kürzlich in einem sehr
präzisen Kommentar auf der ersten Seite
der FAZ schrieb, unter dem Etikett der
„Selbstbestimmung“, manchmal auch der
Autonomie. Alles scheint sinnvoll und not-
wendig zu sein, was der eigenen Selbst-
bestimmung entspricht: Annahme oder
Verwerfung des Kindes, Wechsel des Ge-
schlechts, Wahl unterschiedlicher sexuel-
ler Lebensformen, Beendigung des eigenen
Lebens. Die Selbstbestimmung des Indivi-
duums ist der höchste Wert! Was über-
haupt nicht beachtet wird: Am Anfang
unseres Lebens stand nicht die eigene
Entscheidung eines Individuums, leben zu
wollen, sondern eine uns zunächst fremde
Entscheidung der biologischen Eltern -
der Christ sagt: mehr noch Gottes Ent-
scheidung – nämlich, uns zeugen und le-
ben lassen zu wollen. Alles, was dann im
Lauf der Jahre geschieht ist lediglich ver-
trauensvolle – der Christ sagt: gläubige –
Annahme dieser allerersten fremden Ent-
scheidung als allerbester Entscheidung.
Wir sind nur zur Hälfte Individuum und
zur anderen Hälfte radikal abhängiger
Mitmensch. Und Auto-Nomie heißt ja
eben auch nicht einfach Selbst-Bestim-
mung, sondern das uns vorgegebene Gute
– zuallererst das eigene biologische Leben
– als für sich selbst gut anzunehmen und
entfalten zu wollen. Weil die Fremdheit,
die uns zum Leben bestimmte, uns sehr
viel weniger fremd ist, als wir selbst meinen.

Sozialpolitik ist immer und zuerst Bio-
politik. Deswegen unterschieden die grie-
chischen Philosophen zwischen „bios“ und
„zoé“: das biologische Leben ist zunächst
das bloße Überleben und soll sich entfal-
ten in einem guten und qualitätsvollen
individuellen Leben. Aber Voraussetzung
von all dem ist für die staatliche Sozial-
politik eben zunächst der unbedingte
Schutz des biologischen Lebens, und Kern
jeder Sozialpolitik ist in dieser klassischen
Sicht die Ermutigung zur Annahme und
zur Erfüllung dieses vor-gestellten eigenen
Lebens. Wenn jetzt die Axt an das Verbot
der Werbung für Abtreibung gelegt wird,
zumal mit dem scheinheiligen Hinweis auf
die Notwendigkeit der Information über
Abtreibungen, dann wird klar: Sozialpolitik
versteht sich dann nur noch als Notar
einer beziehungslosen Autonomie von In-
dividuen. Was beworben werden darf,
kann logischerweise nicht mehr Teil des
Strafrechts und grundsätzlich verboten
sein. Noch aber ist Abtreibung grundsätz-
lich und eindeutig verboten und nur unter
bestimmten Bedingungen straffrei gestellt.
Wenn Artikel 1 Grundgesetz lautet: „Die
Würde des Menschen ist unantastbar“,
dann gilt das auch für Staat und Gesetz
und sogar jede Person als Träger der Wür-
de. Wir sollen sogar für uns selbst unan-
tastbar sein, damit wir nicht verdammt
sind, darüber nachdenken zu müssen, ob
es eventuell besser wäre, wir wären nie ge-
zeugt und geboren worden! Das ist der
Grund jeder Sozialpolitik! Glasklar gesagt:
Wir wurden nicht gefragt, ob wir leben
wollen, wir sehen darin unseren vor-
nehmsten Auftrag! Wir sind mehr Verwal-
ter als Gestalter! So jedenfalls die unver-
blümte christliche Sicht.
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Egal, ob mehr E-Autos, Carsharing oder Bahnausbau: Die Lücke bei der Verkehrswende wird nicht durch realitätsferne Maßnahmen gefüllt. Foto: dpa

Keine Wende in Sicht

An den Menschen vorbei: Unter der Ampel-Koalition droht die Verkehrswende zu misslingen V O N S T E FA N R O C H O W

Wenn es in den letzten Jahren um die Ver-
kehrswende in Deutschland ging, dann ha-
gelte es nicht selten Kritik. Diese Kritik, so
konnte man meinen, hatte damals einen
Namen: Bundesverkehrsminister Andreas
Scheuer (CSU). Viele Kritiker atmeten des-
halb auf, als sich unter der Führung der
SPD ein Bündnis aus den Grünen und der

groß. Ein Blick in den Koalitionsvertrag
zeigt aber, dass auch dieses Papier weit da-
von entfernt ist, der große Wurf zu sein. In
den nächsten vier Jahren wird man keine
Revolution in der Welt der Mobilität erwar-
ten dürfen.

gen immer wieder die Modernisierung der
Stellanlagen. 2019 gab es dazu sogar ein
Strategiepapier – 2022 müsste man endlich
beginnen, konnte man vor fast drei Jahren
lesen. Papier ist aber bekanntlich geduldig
und so ist bisher noch nichts passiert. Das
Projekt zieht und zieht sich hin. Ob es nun
unter der Ampelkoalition besser wird,

Individualverkehr sein. Bisher ist der Erfolg
solcher Modelle aber sehr überschaubar
sowie der ökologische Nutzen umstritten.

Hoffnungsträger Carsharing
ein großer Flop

2019 veröffentlichte das Beratungsunter-

FDP zu einer Ampelkoalition zusammen-
schloss. Dass das Verkehrsministerium an
die Grünen gehen würde – das war für die
meisten Beobachter während der Koali-
tionsgesprächen eine fest ausgemachte Sa-
che. Es kam aber alles bekanntlich ganz an-
ders: Der FDP-Politiker Volker Wissing
führt nun das Verkehrsministerium und
schon wird es wieder laut um die Kritiker.

„Schlechter als Scheuer“, so die Häme,
die oft zu hören ist, „kann es nun auch nicht
mehr werden“. Andreas Scheuer hat sich
tatsächlich in den letzten Jahren nicht als
der große Vorantreiber der Verkehrswende
erwiesen. Nur ganz so leer, wie seine Kriti-
ker behaupten, ist sein Habenkonto nun
auch wieder nicht. Immerhin wurde die Ge-
setzgebung für das vollautonome Fahren
auf den Weg gebracht und das Personenbe-
förderungsgesetz wurde nach jahrelangen
Diskussionen wenigstens ein klein wenig
auf die Digitalisierung der Mobilität ausge-
richtet. Man hätte sich sicherlich etwas
mehr gewünscht – nur gehört zur Wahrheit
am Ende auch, dass Deutschland auch in
anderen Bereichen nur sehr langsam mit
der Digitalisierung vorankommt. Kleine
Schritte sind da oft besser als überhaupt
keine Schritte.

Der Druck, der nun auf der neuen Ampel-
Regierung lastet, ist von Anfang an sehr

Corona:
Aberwitzige Ziele
scheitern an der Realität

So werden die Auswirkungen, die die Di-
gitalisierung auf den gesamten Verkehrsbe-
reich haben wird, im Koalitionsvertrag
kaum angesprochen. Stattdessen stehen der
Individual- und der Bahnverkehr im Vor-
dergrund.

Bis 2030 möchte man die Fahrgastzahlen
bei der Bahn verdoppeln. Auch bei der alten
Regierung konnte man damals dieses An-
sinnen lesen. Damals wurde ein Bahnin-
frastrukturfond in Höhe von 100 Millionen
Euro aufgelegt. Man konnte zudem von
neuen Schnellzugverbindungen lesen.
„Deutschlandtakt“ und „mehr Nachtzüge“
hießen weitere Projekte der alten Bundes-
regierung. So oder ähnlich kann man es nun
auch im Koalitionsvertrag der neuen Regie-
rung lesen.

Möge gegen solche Ideen auch wenig ein-
zuwenden sein – richtig vorankommen wird
man mit der Verkehrswende hin zur Bahn
nicht, wenn man deren Infrastruktur nicht
schnell erneuert sowie digitalisiert. Denn
vieles, was noch heute infrastrukturell bei
der Bahn im Einsatz ist, ist nicht selten über
100 Jahre alt. Und ein nicht unerheblicher
Teil der Weichen bei der Bahn werden heu-
te noch mit der Hand betätigt. In den letz-
ten Jahren forderten Bahnexperten deswe-

Superre
bleibt vorerst abzuwarten.
Bei der Verkehrswende wird deutlich, wie

weit Realität und Wunsch im Politik-
Raumschiff Berlin oft auseinanderliegen. In
den letzten Jahren war immer wieder zu
hören, dass man vor allem die Alternativen
zum Auto politisch fördern wolle. Die Zah-
len sprechen allerdings eine ganz andere
Sprache: Obwohl die Bahn ihr Angebot in
den letzten Jahren vergrößert hat, es in
Großstädten vor Carsharingautos, Leihrä-
dern sowie E-Scootern wimmelt und ob-
wohl Städte Radwege ausbauen und Las-
tenräder fördern, steigt die Zahl der zuge-
lassenen Autos in Deutschland unaufhör-
lich.

Mit der wachsenden Bevölkerung ist das
nicht allein zu erklären: Die Zahl der Pkw
pro Person stieg von 0,52 im Jahr 2010 auf
0,58 im Jahr 2020. Die immer wieder in
schönen Sonntagsreden bemühte Verkehrs-
wende und der Abschied vom Auto – in der
Realität hat das alles bisher nicht gegriffen.

Die Ampelkoalition möchte in den nächs-
ten vier Jahren „[d]igitale Mobilitätsdiens-
te, innovative Mobilitätslösungen und Car-
sharing“ ausbauen. Man wolle sie in eine
langfristige Strategie für autonomes und
vernetztes Fahren öffentlicher Verkehrs-
mittel einbeziehen. Carsharing soll hierbei
ein wichtiges Mittel im Kampf gegen den

che prof
nehmen A.T. Kearney eine Studie zu diesem
Thema. Das Ergebnis lässt aufhorchen: In
Deutschland gibt es, laut Studie, derzeit nur
vier Millionen Menschen, die für die Nut-
zung von Carsharing-Autos überhaupt in
Frage kommen würden. Weder bestehen die
Voraussetzungen in den Städten, erst recht
nicht auf dem Land, noch sind Kunden be-
reit, auf das eigene Auto zu verzichten.

Denn: Das eigene Auto schätzen die Be-
fragten der Studie vor allem wegen seiner
permanenten Verfügbarkeit und der damit
einhergehenden persönliche Freiheit. Car-
sharing verfehlt damit sowohl das von der
Politik verfolgte Ziel, nachhaltigen Verkehr
in den Städten zu stärken als auch den Be-
sitz eines eigenen PKW infrage zu stellen.
Zudem nutzen gerade einmal ein Prozent
der Carsharing-Mitglieder das Angebot täg-
lich, ein Drittel von ihnen ein bis zwei Mal
im Monat. Weiter spricht die Studie davon,
dass regelmäßiges Carsharing zu Lasten des
ÖPNV geht. Dass das eigene Auto im Stra-
ßenverkehr langfristig durch Sharing-Ange-
bote ersetzt wird, zeichnet sich also derzeit
nicht ab.

Fazit: Nicht nur mit Blick auf das wenig
durchdachte Vorantreiben des Carsharings
muss konstatiert werden, dass dem Ampel-
koalitionsvertrag eine umfassende Ver-
kehrsplanung für die Zukunft fehlt.

itieren

Während die globale Ungleichheit während
der Corona-Pandemie gewachsen ist und
diese für viele Menschen auch dramatische
finanzielle Verluste bedeutete, schaut es bei
den reichsten Menschen der Welt ganz an-
ders aus: Denn laut des US-Wirtschaftsma-
gazins „Forbes“ konnten diese ihre Vermö-
gen während der Pandemie nicht nur stei-

Superreichen. Bill Gates und Mark Zucker-
berg wiederum konnten – nach 98 und 54,7
Milliarden Dollar in 2020 – das vergangene
Jahr mit 124 beziehungsweise 97 Milliar-
den Dollar abschließen.

Gerade mit Blick auf die so gut wie ver-
doppelten Vermögenswerte des Meta-Kon-
zernchefs Zuckerberg muss konstatiert

Als noch größeren Skandal als beispiels-
weise das Geschäftsgebaren von Mark Zu-
ckerberg empfinden jedoch nicht wenige,
dass während der Corona-Jahre einerseits
das weltweite Gesamtvermögen um ein
Prozent angewachsen ist – gleichzeitig je-
doch die Reichsten der Reichen sogar ein
Vermögensplus von 14 Prozent verbuchen

Inequality Report“ („Bericht zur weltwei-
ten Ungleichheit“), einem Bericht des
World Inequality Lab der École d'Écono-
mie de Paris, der die globale Einkommens-
und Vermögensungleichheit schätzt, heißt
es, dass während das Vermögen der Milliar-
däre um mehr als 3,6 Billionen Euro ge-
wachsen sei, weitere hundert Millionen
gern, sondern teilweise sogar verdoppeln.
So stieg beispielsweise Jeff Bezos Vermö-

gen in diesem Zeitraum von 113 auf 177
Milliarden US-Dollar, Elon Musk kam an-
statt 24,6 sogar auf 151 Milliarden – der
größte Sprung innerhalb der Liste der
werden, dass die zahlreichen Skandale, die
sowohl ihn als auch seine Tochterfirmen
Facebook und Instagram betreffen („Die
Tagespost“ berichtete mehrfach), zumin-
dest seinem Portfolio nicht im geringsten
geschadet haben.
konnten.
Dies wiegt umso schwerer, da es sich bei

diesem illustren Personenkreis jenseits von
Bezos und Co. um insgesamt 55 000 Men-
schen, also knapp 0,001 Prozent der Welt-
bevölkerung handelt. Im aktuellen „World
Menschen weltweit in die extreme Armut
abrutschten. Nach Ansicht der Forscher
kann die immer größer werdende Kluft zwi-
schen Arm und Reich nur durch eine "be-
scheidene und progressive" Besteuerung ab
einer Million Dollar umgekehrt werden.


